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Familien mit Kindern mit Behinderungen in Bayern – 
zwischen Unterstützung, Überlastung und gesellschaftlicher 
Verantwortung

Wenn in einer Familie ein Kind mit Behinderungen lebt, verändert sich der Alltag grundlegend. Termine bei Ärztin-
nen und Ärzten, Therapien, Anträge bei Behörden, Pflegeaufgaben und die Suche nach geeigneten Bildungs- und 
Betreuungsangeboten prägen oft das Familienleben. Gleichzeitig erleben viele Familien eine enorme emotionale 
Belastung: Sorgen um die Zukunft des Kindes, finanzielle Einschränkungen, fehlende Freizeit und die ständige 
Verantwortung führen nicht selten an die Grenzen der Belastbarkeit.

Darüber hinaus spielt die inklusive Kinderbetreuung eine wich-
tige Rolle. Integrative Kindergärten und inklusive Kitas sollen 
soziale Teilhabe von Anfang an ermöglichen und ein selbst-
verständliches Miteinander fördern.
Im schulischen Bereich bestehen verschiedene Fördermög-
lichkeiten. Dazu gehören Förderschulen, inklusive Beschulung 
sowie individuelle Unterstützungsleistungen wie Schulbeglei-
tungen. Diese sollen Kindern und Jugendlichen mit Behinde-
rungen die Teilnahme am Unterricht ermöglichen und Barrieren 
im Schulalltag abbauen. Ergänzend zum Schulbesuch können 
Kinder und Jugendliche mit Behinderungen eine Heilpädago-
gische Tagesstätte (HPT) besuchen. Diese ergänzen die schu-
lische Förderung durch heilpädagogische, therapeutische und 
soziale Unterstützungsangebote. Ziel ist es, die individuelle 
Entwicklung der jungen Menschen zu fördern und ihre Teil-
habe am gesellschaftlichen Leben zu stärken. 

Die Einrichtungen arbeiten eng mit Schulen, Eltern und weite-
ren Fachstellen zusammen, um eine möglichst ganzheitliche 
Förderung der betroffenen Kinder und Jugendlichen sicherzu-
stellen. In Bayern stehen dafür mehr als 17.400 Plätze in über 
220 Heilpädagogischen Tagesstätten zur Verfügung1.

Wenn eine häusliche Versorgung und Betreuung der Kinder 
und Jugendlichen mit Behinderungen durch die Familie aus 
bestimmten Gründen nicht (mehr) leistbar ist (bspw. wenn 

Dennoch zeigen viele Familien eine beeindruckende Stärke. 
Damit diese Stärke nicht in Erschöpfung umschlägt, braucht 
es verlässliche gesellschaftliche Unterstützung. In Bayern exis-
tiert ein breites Netz an Hilfen, Förderangeboten und Bera-
tungsstellen. Doch aktuell geraten diese Systeme zunehmend 
unter Druck. Debatten über Einsparungen in der Kinder- und 
Jugendhilfe sowie in der Eingliederungshilfe sorgen bei vielen 
Betroffenen für große Unsicherheit.

Welche Unterstützung gibt es 
in Bayern?
In Bayern gibt es zahlreiche Angebote für Familien mit Kindern 
mit Behinderungen. Viele davon begleiten die Familien bereits 
ab der Geburt oder sogar früher, wenn Entwicklungsverzöge-
rungen festgestellt werden.

Ein zentraler Baustein ist die Frühförderung. Bayern verfügt 
flächendeckend über mehr als 250 Frühförderstellen. Dort er-
halten Kinder von der Geburt bis zum Schuleintritt therapeu-
tische und heilpädagogische Unterstützung, beispielsweise 
in den Bereichen Sprache, Motorik oder Wahrnehmung. Die 
Förderung ist für Familien kostenlos und kann teilweise sogar 
zuhause stattfinden. 

Inhalt dieser Ausgabe
Familien mit Kindern mit Behinderungen in Bayern............. 1- 4

1	 Quelle: https://www.stmas.bayern.de/inklusives-leben/heilpaedagogik/
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der Pfl ege- und Betreuungsbedarf das familiär leistbare Limit 
übersteigt, die Förderung in einem heilpädagogischen Inter-
nat ansteht, oder eine Gefährdung des Kindeswohls vorliegt), 
können andere Wohn- und Betreuungsformen notwendig 
werden.

Zu den klassischen Wohnformen zählen heilpädagogische 
Wohngruppen und besondere Wohnformen, in denen Kinder 
und Jugendliche mit Behinderungen dauerhaft oder zeitweise 
betreut werden. Daneben gibt es Kurzzeitwohnangebote, Ver-
hinderungspfl ege sowie Wohnmöglichkeiten für junge Men-
schen mit hohem Unterstützungsbedarf. Einige Einrichtungen 
arbeiten in kleinen Wohngruppen und familienähnlichen Struk-
turen, um den Kindern und Jugendlichen ein stabiles Lebens-
umfeld zu bieten. 

Darüber hinaus gewinnen ambulante und inklusive Wohn-
angebote zunehmend an Bedeutung. Hier erhalten junge 
Menschen Unterstützung in Wohngemeinschaften oder im 
familiären Umfeld, während sie gleichzeitig schrittweise mehr 
Selbstständigkeit entwickeln können. Viele Träger bieten zu-
dem spezielle Wohnformen für Menschen mit Autismus-Spek-
trum-Störungen oder besonderen Verhaltensauff älligkeiten an. 
Mit dem Übergang ins Erwachsenenalter stellt sich zudem 
für viele junge Menschen mit Behinderungen die Frage nach 
Ausbildung, Beschäftigung und berufl icher Teilhabe. Die Mög-
lichkeiten reichen heutzutage von inklusiven Ausbildungsan-
geboten über Berufsbildungswerke und Inklusionsbetriebe bis 
hin zu Werkstätten für behinderte Menschen (WfbM).

Der Alltag betroffener Familien
Besonders bedeutsam für Familien sind außerdem die An-
gebote der Off enen Behindertenarbeit (OBA) sowie die Fa-
milienentlastenden Dienste (FED). Diese Dienste beraten 
Angehörige, organisieren Freizeitangebote und übernehmen 
stundenweise Betreuung. Dadurch erhalten Eltern Freiräume 
für Erholung, Geschwisterkinder oder berufl iche Verpfl ichtun-
gen. Die Angebote sind niedrigschwellig und wohnortnah or-
ganisiert.
Gerade die Familienentlastenden Dienste sind für viele Eltern 
unverzichtbar. Sie schaff en Momente des Durchatmens in 
einem Alltag, der häufi g rund um die Uhr von Verantwortung 
geprägt ist. 

Trotz dieser Unterstützungsangebote bleibt der Alltag vieler 
Familien äußerst herausfordernd. Eltern von Kindern mit Be-
hinderungen übernehmen häufi g Aufgaben, die weit über die 
übliche Elternrolle hinausgehen. Sie koordinieren Therapien, 
führen Gespräche mit Schulen und Ämtern, kümmern sich um 
Pfl egeleistungen und kämpfen oft um notwendige Hilfsmittel.

Hinzu kommt die emotionale Belastung. Viele Familien leben 
oft dauerhaft in Sorge um die gesundheitliche Entwicklung 
ihres Kindes. 
Besonders schwierig ist für viele Eltern die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf. Oft reduzieren Mütter oder Väter ihre 
Arbeitszeit erheblich oder geben ihre Erwerbstätigkeit ganz 
auf, weil Betreuungsangebote fehlen oder zeitlich nicht aus-
reichen. Familien geraten dadurch zusätzlich unter fi nanziellen 
Druck.

Für Familien mit Kindern und Jugendlichen mit Behinderun-
gen ist es häufi g eine große Herausforderung, sich im baye-
rischen Hilfesystem zurechtzufi nden. Ein wesentlicher Grund 
dafür sind die unterschiedlichen Zuständigkeiten verschie-
dener Leistungsträger. Während beispielsweise die Jugend-
ämter für Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe sowie für 
Eingliederungshilfen bei seelischen Behinderungen zuständig 
sind, fallen Leistungen für Kinder und Jugendliche mit kör-
perlichen oder geistigen Behinderungen häufi g in die Verant-
wortung der Bezirke. Hinzu kommen weitere Ansprechpartner 
wie Krankenkassen, Pfl egekassen, Schulen, Sozialämter oder 
Agenturen für Arbeit. Für Eltern bedeutet dies oft, zahlreiche 
Anträge bei unterschiedlichen Stellen stellen zu müssen und 
sich mit komplexen sozialrechtlichen Regelungen auseinan-
derzusetzen.

In der Praxis kommt es dabei nicht selten zu sogenannten 
„Verschiebebahnhöfen“, bei denen sich verschiedene Kosten-
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träger gegenseitig die Zuständigkeit zuschieben. Dies führt 
häufig zu langen Bearbeitungszeiten und dazu, dass notwen-
dige Leistungen zunächst nicht bewilligt oder verzögert er-
bracht werden. 

Der hohe bürokratische Aufwand, die oftmals langwierigen 
Verfahren und die Unsicherheit über Zuständigkeiten stellen 
für Eltern eine zusätzliche Belastung dar, die neben den ohne-
hin umfangreichen Betreuungs-, Förder- und Pflegeaufgaben 
bewältigt werden muss. Insbesondere Familien, die erstmals 
mit dem Hilfesystem in Kontakt kommen, erleben dieses 
häufig als schwer durchschaubaren „Behördendschungel“, in 
dem die Durchsetzung gesetzlicher Ansprüche viel Zeit, Kraft 
und rechtliches Wissen erfordert.

Warum Entlastungsangebote 
so wichtig sind
Familien mit Kindern mit Behinderungen benötigen nicht nur 
medizinische oder therapeutische Unterstützung. Sie brau-
chen vor allem Verlässlichkeit und Entlastung im Alltag.
Die Familienentlastenden Dienste, Kurzzeitpflegeangebote 
oder Freizeitassistenz verhindern häufig, dass Familien dauer-
haft überfordert werden. Sie helfen dabei, Krisen vorzubeugen 
und familiäre Stabilität zu erhalten.

Darüber hinaus sind diese Hilfen volkswirtschaftlich sinnvoll. 
Werden Familien frühzeitig unterstützt, können stationäre 
Unterbringungen, gesundheitliche Folgeschäden oder psychi-
sche Krisen oft vermieden werden. Prävention ist langfristig 
günstiger als spätere Krisenintervention.

Entlastung bedeutet zudem gesellschaftliche Teilhabe. Eltern 
können weiter berufstätig bleiben, soziale Kontakte pflegen 
und am öffentlichen Leben teilnehmen. Kinder mit Behinde-
rungen wiederum erleben Gemeinschaft, Bildung und Freizeit-
angebote außerhalb der Familie.
Gerade deshalb sind wohnortnahe und niedrigschwellige An-
gebote unverzichtbar.

Aktuelle Herausforderungen 
und politische Debatten
Die gegenwärtigen Diskussionen über Einsparungen im so-
zialen Bereich lösen bei vielen betroffenen Familien große 
Sorge aus. Auf Bundesebene stehen sowohl die Kinder- und 
Jugendhilfe als auch die Eingliederungshilfe unter großem fi-
nanziellem Druck. 

Die versteckten Kosten des Sparens

Vor allem die Eingliederungshilfe gerät immer wieder in 
den Fokus finanzpolitischer Debatten. Dabei wird häufig 
über Kosten gesprochen, selten jedoch über die Folgen 
möglicher Kürzungen.
Doch Einsparungen in diesem Bereich hätten gravierende 
Auswirkungen insbesondere auf folgende Aspekte:

•	 Verschlechterte Arbeitsbedingungen und geringere Ta-
rifbindung in der Wohlfahrtspflege würden den aktuellen 
Fachkräftemangel verstärken.

•	 Stärkere Orientierung an Infrastrukturangeboten und 
Selbsthilfe statt professioneller Hilfen führt zu einer ver-
stärkten Verlagerung der Verantwortung auf Familien 
und das soziale Umfeld und steigert die Belastung von 
Angehörigen. Infrastrukturangebote sind bereits jetzt 
oftmals am Limit und können diese Leistungen nicht 
ohne Weiteres übernehmen. Wirtschaftlich kann dies 
zu geringerer Erwerbsbeteiligung pflegender Eltern und 
damit zu Produktivitätsverlusten führen.

•	 Vorrang von Gruppenangeboten statt individueller 
Schulbegleitung und Kita-Assistenz („Infrastruktur statt 
Einzelfallhilfe“) gefährden echte Teilhabe und können zu 
schlechteren Bildungsabschlüssen führen, was langfristig 
die Kosten für Sozialleistungen und Unterstützungsange-
bote aufgrund geringerer Bildungs- und Erwerbschan-
cen steigern kann.

•	 Einschränkungen bei Assistenzleistungen könnten Fa-
milien in Isolation drängen und weitere/andere Unter-
stützungsbedarfe innerhalb von Familien auslösen 
(Kostenverschiebung auf andere Bereiche).

Soziale Leistungen für Menschen mit Behinderungen 
sind keine freiwilligen Wohltaten. Sie sind Ausdruck eines 
Rechts auf Teilhabe und Menschenwürde. Deutschland hat 
sich mit der UN-Behindertenrechtskonvention verpflichtet, 
Inklusion und gleichberechtigte Teilhabe zu fördern.

Gerade Kinder und Jugendliche mit Behinderungen dürfen 
nicht zu Verlierern haushaltspolitischer Sparmaßnahmen 
werden.

Denn hinter jeder Zahl stehen konkrete Lebensrealitäten: 
Eltern, die nachts kaum schlafen; Kinder, die Unterstützung 
beim Lernen brauchen; Geschwister, die Verantwortung 
übernehmen; Familien, die jeden Tag um gesellschaftliche 
Teilhabe kämpfen.



FPI 2 April/Mai/Juni 2026

4

Zeitgleich nimmt der Unterstützungsbedarf vieler Familien zu.
Seit 2007 ist allein die Zahl der Kinder mit Behinderungen in 
den Kitas oder in der Kindertagespfl ege um über 300 Prozent 
gestiegen. Aktuell werden in Bayern mehr als 17.000 Kinder 
mit Behinderungen inklusiv betreut. Ebenfalls kann ein deut-
licher Anstieg bei sogenannten Integrativen Kindertagesein-
richtungen im Sinne des BayKiBiG beobachtet werden: hier 
hat sich die Anzahl um rd. 340 Prozent auf 2.250 Einrichtun-
gen erhöht.2

Welche Rolle nimmt hier die 
Diakonie Bayern ein?
Gerade die Diakonie engagiert sich seit Jahrzehnten intensiv 
für Menschen mit Behinderungen und ihre Familien. Viele Be-
ratungsstellen, inklusive Einrichtungen, Wohnangebote oder 
Familienentlastende Dienste werden von diakonischen Trä-
gern geführt.

Dabei steht nicht allein die praktische Hilfe im Mittelpunkt, 
sondern auch eine bestimmte Haltung: Jeder Mensch besitzt 
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Kontakt:
Lena Simoneit, Referentin für Unterstützung 
von Teilhabe und Selbstbestimmung von 
Menschen mit Behinderungen in der Diako-
nie Bayern und Geschäftsführerin des Fach-
verbandes Evangelische Behindertenhilfe 
und Sozialpsychiatrie in Bayern e.V. (FEBS)

Telefon: 0911 - 9354-268
simoneit@diakonie-bayern.de

eine unveräußerliche Würde – unabhängig von Leistungsfä-
higkeit, Gesundheit oder gesellschaftlicher Produktivität.

Aus diakonischer Sicht zeigt sich die Stärke einer Gesellschaft 
gerade darin, wie sie mit den Schwächsten umgeht. Fami-
lien mit Kindern mit Behinderungen brauchen keine Mitleids-
bekundungen, sondern Respekt, Teilhabe und verlässliche 
Unterstützung.

Diakonie bedeutet deshalb, Menschen nicht allein zu lassen. 
Sie bedeutet, Belastungen gemeinsam zu tragen, Familien zu 
stärken und Räume der Zugehörigkeit zu schaff en.
Gerade in Zeiten gesellschaftlicher Sparzwänge ist diese Hal-
tung wichtiger denn je. Wenn soziale Leistungen nur noch 
unter dem Gesichtspunkt der Kosten betrachtet werden, ge-
rät leicht aus dem Blick, worum es eigentlich geht: um Men-
schenleben, um Teilhabe und um die Möglichkeit, in Würde 
zu leben.

Eine solidarische Gesellschaft erkennt den Wert jedes Men-
schen an. Sie fragt nicht zuerst, was Unterstützung kostet, 
sondern was geschieht, wenn sie fehlt.

Familien mit Kindern mit Behinderungen brauchen deshalb 
nicht weniger, sondern mehr Aufmerksamkeit, mehr Verläss-
lichkeit und mehr politische Priorität. Ihre Bedürfnisse dürfen 
nicht an den Rand gedrängt werden. Denn Inklusion ist kein 
Luxusprojekt – sie ist ein Maßstab für Menschlichkeit.

2 Quelle: https://www.familienland.bayern.de/themen/behinderung/#sec4
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